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Bilde mir nicht ein, was rechts zu wissen,
Bilde mir nicht ein, ich könnte was lehren, […]

Drum hab’ ich mich der Magie ergeben,
Ob mir durch Geistes Kraft und Mund
Nicht manch Geheimniß würde kund;

Daß ich nicht mehr mit sauerm Schweiß,
Zu sagen brauche, was ich nicht weiß;

Daß ich erkenne, was die Welt
Im Innersten zusammenhält,

Schau’ alle Wirkenskraft und Samen,
Und thu’ nicht mehr in Worten kramen.

Faust. Eine Tragödie von Goethe. 1808

Einleitung
Was es ist, das unsere „Welt im Innersten zusammenhält“, ist für die berufliche Bil-
dung tatsächlich schwer zu bestimmen. Das System der beruflichen Bildung (wenn
man denn von einem System sprechen kann) umfasst nicht nur eine große Zahl un-
terschiedlicher Akteurinnen und Akteure aus unterschiedlichen gesellschaftlichen
Bereichen, sondern findet auch auf unterschiedlichen Ebenen der Gesellschaft statt.

Wir haben es mit Individuen zu tun, die sich auf berufliche Bildung vorbereiten, an
ihr teilnehmen oder sich im Laufe des Erwerbslebens fort- und weiterbilden. Private
und öffentliche Betriebe bilden selbst aus, sind als Arbeitgeber gleichzeitig aber
auch Abnehmer erworbener Qualifikationen. Berufliche Schulen sind Teil des Bil-
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dungssystems, kooperieren aber mit der Privatwirtschaft und werden mindestens
teilweise auch selbst privatwirtschaftlich aktiv. An der Steuerung beruflicher Bildung
sind Kommunen, Kultusverwaltungen auf Länderebene, Arbeitsministerien und Bil-
dungsministerien auf Bundesebene und das Europäische Parlament beteiligt. Aber
auch Verbänden und Gewerkschaften kommt eine tragende Rolle zu.

Jeder dieser Akteurinnen und Akteure handelt nach einer eigenen, z. B. institutionel-
len Logik, aber auch nach der Logik des gesellschaftlichen Systems, in das er einge-
bunden ist. Individuen möchten sich mithilfe beruflicher Bildung als Persönlichkeit
entwickeln und sich auf dem Arbeitsmarkt gut positionieren. Betriebe streben da-
nach, ihre Wettbewerbssituation zu sichern und Gewinne zu erhöhen. Verbände
möchten Mitglieder halten und werben, Parteien Stimmen sichern. Kommunen ha-
ben das Interesse, Jugendliche in Arbeit zu bringen, die Kultusverwaltung sucht die
Position der Schulen zu stärken. Gewerkschaften vertreten das Interesse an mög-
lichst breiter Beschäftigungsfähigkeit der Arbeitenden und an sozialer Schließung
gegenüber Berufsfremden. Arbeitgeberverbände fordern eine Minderung der Ausbil-
dungskosten und eine hohe Passung der Qualifikationen auf Arbeitsplatzbedarfe.
Kurz: Die Interessen der Beteiligten sind divers. Teilweise überlappen sie sich, teil-
weise nicht, und teilweise geraten sie in Widerspruch zueinander.

Berufliche Bildung kann als Prototyp eines Bildungssektors „zwischen den Syste-
men“ gelten. Sie ist von ihrem Auftrag her immer schon stärker als andere Bildungs-
bereiche auf die Bedarfe des Arbeitsmarktes hin orientiert. Betriebliche Akteurinnen
und Akteure und privatwirtschaftliche Rahmenbedingungen spielen strukturell wie
inhaltlich eine erhebliche Rolle. Entscheidende Steuerungsfunktionen werden von
privatwirtschaftlichen Verbänden wahrgenommen – kurz: Die berufliche Bildung
liegt in Bezug auf Ziele, Verfahren und Ergebnisse in einem Überschneidungsbe-
reich (Schriewer 1986) der gesellschaftlichen Systeme.

Kein Wunder, dass in vielen Ländern berufliche Bildung in ihre verschiedenen Be-
standteile zerfällt. Dann stehen Berufsvorbereitung, schulische Berufsbildung, be-
triebliche Bildung, Erwachsenen- und Weiterbildung relativ unverbunden nebenei-
nander. Die Bildungs- und Arbeitsministerien kooperieren nicht oder sind – häufig
genug – verfeindet. Übergänge zwischen den Bildungsbereichen sind erschwert; be-
rufliche Bildung wird so zu einem nachgeordneten Bildungsbereich mit schlechter
Reputation – mit leicht nachvollziehbaren Konsequenzen für seine Qualität.

Denn der beruflichen Bildung tut es gut, wenn es gelingt, die in ihr enthaltenen Be-
reiche zu koordinieren und aufeinander abzustimmen. Ist sie ganz ihrer Eigendyna-
mik überlassen, dann sind die Investitionen in berufliche Bildung geringer als ge-
sellschaftlich erforderlich: Individuen zögern, Zeit, Anstrengung und Geld für
berufliche Bildung aufzuwenden, wenn die Zertifikate, die sie dadurch erwerben
können, nicht gesellschaftlich breit akzeptiert sind und keine Aufstiegswege in Bil-
dung und Arbeitsmarkt ermöglichen. Betriebe sind weniger bereit, in berufliche Bil-
dung zu investieren, wenn diese nicht gut institutionalisiert, qualitativ hochwertig
und gesellschaftlich anerkannt ist. Berufliche Schulen werden schlechter ausgestat-
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tet, wenn ihre Arbeit nicht mit der betrieblichen Ausbildung verzahnt und koordi-
niert ist.

Insgesamt führt eine solchermaßen gebremste Investitionstätigkeit auf unterschied-
lichen Ebenen der beruflichen Bildung dazu, dass ihre Qualität leidet, was wiederum
Auswirkungen auf die Akzeptanz am Arbeitsmarkt sowie auf die Aufstiegsmöglich-
keiten durch berufliche Bildung zeitigt. In vielen Ländern gerät berufliche Bildung
aufgrund mangelnder Kohärenz und Abstimmung unter Druck: Ausbildung in Be-
trieben verläuft eher informell als Anlernen am Arbeitsplatz oder in gesellschaftlich
wenig anerkannter Form als handwerkliche Meisterlehre. Technische Sekundarschu-
len sind unzureichend ausgestattet, die Lehrkräfte sind schlecht bezahlt und auch
nicht gut qualifiziert, die Schülerinnen und Schüler sind eher am Erwerb eines
schulischen Abschlusses interessiert, als dass sie berufliche Fertigkeiten und Fähig-
keiten erwerben wollten. Auf der anderen Seite bemühen sich Arbeitsministerien
um berufliche Qualifizierung mit hohem Arbeitsplatzbezug, aber wenig um Mög-
lichkeiten einer breit anerkannten Anerkennung der erworbenen Zertifikate im Bil-
dungssystem. Durchgängig gilt berufliche Bildung in solchen Gesellschaften als
„zweitbeste Wahl“ – und so ist sie dann auch.

Das heißt, dass Steuerung und Koordination an der Schnittstelle von Bildung und
Arbeit notwendig sind, um die Qualität und den gesellschaftlich sinnvollen Umfang
von beruflicher Bildung bereitzustellen. Dies betrifft z. B. Zulassungen, vertragliche
Grundlagen, Prüfungsmodalitäten, Finanzierung u. ä. oder auch die Inhalte berufli-
cher Bildung.

Lehr-/Lerninhalte beruflicher Bildung sollen sowohl dem Ziel einer breiten, auf Er-
weiterung der persönlichen Optionen und Kompetenzen ausgerichteten beruflichen
Bildung als auch dem Ziel der Verwertbarkeit der erworbenen Qualifikationen auf
dem Arbeitsmarkt verpflichtet sein. Während den Betrieben an spezifischer Ausbil-
dung für die bei ihnen vorhandenen Arbeitsplätzen gelegen ist, um das Risiko der
Abwanderung zu anderen Firmen zu verringern, hat die Gesellschaft ein Interesse
an funktionierenden Arbeitsmärkten mit hoher Mobilität, aber auch an staatsbürger-
lich-demokratischer Erziehung und Persönlichkeitsentwicklung ihrer jungen Bürge-
rinnen und Bürger. Das daraus entstehende Spannungsfeld ist seit langem Gegen-
stand berufspädagogischer Reflexionen und wird – je nach theoretischer Perspektive
– unterschiedlich interpretiert (Fischer 2000; Grüner 1975; Heid 1977; Klauser
2000; Lempert 2000; Lipsmeier 2000; Pätzold 1995; Reetz 1996; Reinisch 1988;
Sloane 1995; Stratmann 1975; Tenfelde/Uhe 1996; Tramm 1992; Witt 1996; Wittwer
1992; Zabeck 1973).

Koordination und Abstimmung zwischen den Akteurinnen und Akteuren der beruf-
lichen Bildung kann helfen, einer ganzen Reihe von Steuerungszielen näher zu kom-
men, die sonst vernachlässigt würden. Zu diesen Zielen gehören (in einer sicherlich
unvollständigen Aufzählung):

• Integration möglichst aller Personen unabhängig von sozialen Klassen, regiona-
len Disparitäten, Stigmata oder Partikularinteressen,
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• bedarfsgerechte und zukunftsfeste Ausbildung für alle Produktions- und Dienst-
leistungssektoren,

• breite Anerkennung und Gültigkeit der Zertifikate über die Grenzen von Bil-
dungs- und Arbeitsmarktsystemen hinweg,

• Beförderung von Allgemeinbildung und Demokratie auch in der beruflichen
Bildung,

• Bereitstellung von Informationen über berufliche Bildung unabhängig von Par-
tikularinteressen,

• Beteiligung möglichst aller, die von beruflicher Bildung profitieren, an ihrer Be-
reitstellung,

• Sicherung der Qualität beruflicher Bildung und Wahrung der Grundrechte der
Lernenden.

Solche Ziele lassen sich nur dann gut verfolgen und möglicherweise auch erreichen,
wenn die einzelnen Bestandteile beruflicher Bildung miteinander verknüpft und auf-
einander bezogen werden. Wie aber lässt sich eine solche Abstimmung erreichen?
Und warum ist gleichwohl auch die Eigenständigkeit der einzelnen Akteurinnen
und Akteure ein hohes, immer wieder angestrebtes Ziel? An welchen Stellen wirken
also Zentrifugal-, an welchen Zentripetalkräfte? Welche Instrumente wirken? Und
nach welcher Steuerungslogik funktionieren sie? Mit diesen Fragen setzt sich der
folgende Text auseinander.

Zentripetale Strukturen – Die Möglichkeit von Regulierung
und Koordination

Bürokratie und Versuche direkter Steuerung

Begibt man sich auf die Suche nach einer gesellschaftlichen Kraft, die dazu in der
Lage sein kann, die berufliche Bildung zu ordnen und aufeinander zu beziehen, so
ist es naheliegend, den Staat bzw. staatliche Institutionen in den Blick zu nehmen.
Ursprünglich war es Wolf-Dietrich Greinert, der vorgeschlagen hatte, Berufsbil-
dungssysteme nach der Rolle, die der Staat in ihnen wahrnimmt, zu ordnen. Er
identifizierte als Grundtypen beruflicher Qualifikation das „bürokratische“ oder
Schulmodell, das „Marktmodell“ und das „Duale System“ (vgl. Greinert 1995).1 „Bü-
rokratische Herrschaft“ (durchaus im Sinne Max Webers) wäre demnach der Modus,
mit dessen Hilfe Bildung in Schulen organisiert und gesteuert wird. Doch auch über
das Schulwesen hinaus haben staatliche Institutionen die Möglichkeit, steuernd und
regulierend auf berufliche Bildung einzuwirken: Sie können Gesetze erlassen, Res-
sourcen vergeben oder zurückhalten, Informationen bereitstellen oder inhaltliche
Vorgaben erarbeiten – und all dies tun sie auch.

1 Später erweiterte er seine Typologie durch das Kriterium „zentrale Regelungsmuster der systemspezifischen Kommu-
nikation“ (Greinert 1997: 18).
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Im Vergleich zu anderen Ländern, in denen ausbildende Betriebe über Inhalte,
Dauer, Ziele und Ausbildungsbedingungen selbst entscheiden, besteht in Deutsch-
land eine ganze Reihe überbetrieblicher Regelungen für die Ausbildung. Der Staat
bietet durch rechtliche Regelungen (Berufsbildungsgesetz, Jugendarbeitsschutzge-
setz, Handwerksordnung etc.) Rechtssicherheit für ausbildende Betriebe. Gleichzei-
tig stellt er eine Vielfalt von Unterstützungsmaßnahmen zur Verfügung (z. B. durch
das Bundesinstitut für Berufsbildung oder die Agenturen für Arbeit). Der berufs-
schulische Teil der Ausbildung wird vom Staat verwaltet und finanziert. Die Beteili-
gung der Tarifparteien am Berufsbildungssystem ist gesetzlich geregelt.

Auch die Inhalte beruflicher Bildung sind in Deutschland durch Gesetze und Ver-
ordnungen festgelegt. Ausbildungsordnungen garantieren, dass die Inhalte staatlich
geregelter Ausbildungsberufe bundesweit einheitlich definiert sind. Rahmenpläne
der beruflichen Schule ermöglichen die Abstimmung zwischen Betrieb und Schule.

Grenzen bürokratischer Steuerung

Doch im Alltag der Schule und der betrieblichen Ausbildung bestehen die Differen-
zen im Dualen System und besteht insbesondere der Widerspruch zwischen betrieb-
licher Verwertungsorientierung und Orientierung an Bildungszielen des Schulwe-
sens natürlich fort. Während die berufliche Praxis fordert, das Erlernte müsse in der
täglichen Arbeit unmittelbar nützlich sein, steht auf der anderen Seite die (gefühlte)
intellektuelle Überlegenheit akademisch ausgebildeter Lehrkräfte. Während Be-
triebsinhaber und Ausbilder den Nutzen beruflicher Qualifikationen im betriebli-
chen Alltag als letztgültige Begründung für die Auswahl von Unterrichtsinhalten set-
zen, beziehen sich Lehrkräfte und schulische Akteurinnen und Akteure auf ihren in
Wissenschaftsdisziplinen erworbenen Ausbildungshintergrund und die Logik eines
in Fächer strukturierten Schul- und Wissenschaftssystems.

Und nicht einmal in der Schule selbst, die ja immerhin selbst eine staatliche Institu-
tion ist, in der Angestellte und Beamte tätig sind, lässt sich Steuerung ganz rei-
bungslos realisieren. Schulen sind pädagogische Institutionen (Merkens 2006), das
heißt, es handelt sich um professionell gestaltete Institutionen, die Freiräume des
Pädagogischen für sich in Anspruch nehmen und in welchen „die Institution
Schule“ eher als fremd und „im Rücken wirkend“ empfunden wird: „Die Entgegen-
setzung wie sie in der Erziehungswissenschaft formuliert worden ist, lautet traditio-
nell: Freiraum des Pädagogischen versus bürokratische Verwaltung der Bildung.“
(Merkens 2006, S. 28)

Weick (2009) hatte Schulen als „lose gekoppelte“ Organisation beschrieben; damit
meinte er, dass unterschiedliche Elemente, Personen und Logiken eher unver-
bunden und parallel zueinander arbeiten. Diese relative Unverbundenheit ermög-
licht professionellen Organisationen eine größere Unabhängigkeit von externen
Ereignissen, die Bereitstellung sensibler Wahrnehmungsmechanismen, lokale An-
passungsfähigkeit, Möglichkeiten der Abriegelung im Falle des Zusammenbruchs
von Teilsystemen, mehr Raum für Selbstbestimmung und Minimierung von Koordi-
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nationskosten (Weick 2009, S. 92 f.). Freilich führt eine solche lose Koppelung auch
dazu, dass normative Regeln und Vorgaben nur bedingt greifen.

Theoretisch beschreibbar wird dieses Nebeneinander durch den Begriff des „garbage
can“ (March 1990). Diese Analogie zum Papierkorb verweist auf eine weitgehend
parallele und unverbundene Existenz unterschiedlicher Elemente in einer Organisa-
tion, die nebeneinander liegen wie in einem Papierkorb das Papier neben der Bana-
nenschale. In einem solchen „garbage can“ sind demnach a) Entscheidungspro-
bleme oder Streitfälle, b) Lösungen, c) Teilnehmer sowie d) Gelegenheiten zu
Entscheidungen (choice opportunities) vorhanden, miteinander allerdings nur un-
vollständig verbunden und letztlich nicht integrierbar.

Die Unverbundenheit der einzelnen Bestandteile von Organisationen erweist sich
dabei durchaus als funktional, denn im Falle der vollständigen Vernetzung – so lau-
tet die These – würde sich die Komplexität der zu verarbeitenden Informationen auf
dramatische Weise erhöhen. Zugleich hätten in diesem Fall Veränderungen im Ver-
halten einer einzelnen Person eine Vielzahl unvorhersehbarer Nebenwirkungen zur
Folge. Die relative Handlungsautonomie einzelner Akteurinnen und Akteure bietet
also zunächst die Chance auf Probehandeln, ohne dass dadurch die ganze Organisa-
tion beeinträchtigt würde. Die Komplexität der je in Angriff genommenen Probleme
bleibt – wie in einer Experimentalsituation – zunächst beschränkt. Neue Ideen kön-
nen reifen, ohne dass sie sich schon in der Anfangsphase an Widerständen inner-
halb der Organisation messen müssten. Aus dieser Sicht erfüllen Schulen, da sie
wegen ihrer doppelten Struktur in pädagogische Situationen und institutionelle
Regelungen wesentlich durch das Prinzip der „losen Koppelung“ geprägt sind, zu-
nächst einmal wichtige Voraussetzungen für Innovativität (vgl. Bormann 2002,
S. 72 ff.)

Ein anderes Hindernis für normative Regelungen im Berufsbildungssystem entsteht
daraus, dass unterschiedlichen Ebenen des politischen Systems unterschiedliche Zu-
ständigkeiten zufallen. Die Kommunen sind für die sächliche Ausstattung der Schu-
len zuständig, aber auch für Sozialleistungen an Jugendliche und ihre Familien, für
Jugendarbeit und bestimmte Formen kompensatorischer Berufsbildung, für die
Volkshochschulen und für die Regionalentwicklung. Die Bundesländer haben ho-
heitliche Aufgaben im Kultusbereich; sie sind für die personellen Angelegenheiten
der Schulen zuständig und haben die Aufsicht über das Schulsystem. Der Bund ist
für Arbeitspolitik und damit auch für die Bundesagentur für Arbeit zuständig. Zu-
gleich übernimmt das Bundesinstitut für Berufsbildung, das dem Bundesministe-
rium für Bildung und Forschung untergeordnet ist, wichtige Regelungsaufgaben.
Und schließlich interveniert die Europäische Union zunehmend in Angelegenheiten
der beruflichen Bildung, ohne allerdings in diesem Gebiet direkte Regelungskompe-
tenz zu besitzen. Die Abgrenzungen der Zuständigkeiten dieser politischen Ebenen
sind keineswegs klar gezogen. Immer wieder sind Aushandlungen nötig und erge-
ben sich Widersprüche, die nicht über hierarchische Entscheidungen zu lösen sind.
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Doch nicht nur die vertikale Struktur politischer Ebenen macht die berufliche Bil-
dung so schlecht regierbar. Auch die Verteilung über unterschiedliche Bildungsstu-
fen (berufliche Grundbildung in allgemeinbildenden Schulen, berufliches Schulwe-
sen, Weiterbildung und Erwachsenenbildung) verkompliziert die Sachlage, denn
auch hier gibt es unterschiedliche Zuständigkeiten und institutionelle Verfassthei-
ten.

Am schwersten aber wiegt vielleicht die weiter oben schon angesprochene Posi-
tionierung der beruflichen Bildung zwischen Privatwirtschaft, Staat und zivilge-
sellschaftlichen Bildungsträgern. Nicht nur die unterschiedliche Systemlogik und
Kultur, sondern schon die rein formale Zugehörigkeit zu unterschiedlichen Rechts-
kreisen erschwert eine einheitliche und verbindliche normative Regulierung.

Insgesamt ist festzuhalten: Klare hierarchische Regelungsstrukturen sind in der be-
ruflichen Bildung nur in Teilbereichen vorhanden. Per Anordnung, Gesetz oder
Maßgabe lassen sich die beteiligten Akteurinnen und Akteure kaum miteinander ko-
ordinieren. Die Politik, aber auch die Verwaltung sind darauf angewiesen, zu ver-
handeln statt zu regieren, Anreize zu setzen statt anzuordnen.

Kontextsteuerung: Standards, Leistungsmessungen und
Rechenschaftslegung
Indirekte Steuerungsmechanismen gewinnen daher an Bedeutung. Die grundsätzli-
che Überlegung lautet, dass Menschen dann am effektivsten und produktivsten ar-
beiten, wenn sie ein klar definiertes Ziel anstreben, jedoch in der Wahl der Mittel
frei sind. In der Spannung zwischen der beschränkten Möglichkeit externer Inter-
vention einerseits und dem gesellschaftlichen Interesse an effizienter und effektiver
Bildungsorganisation andererseits hält man also die Aushandlung präziser Ziele bei
gleichzeitiger Freigabe mittlerer Entscheidungsfreiräume für die sinnvollste Variante
bildungspolitischer Steuerung. Kontextsteuerung sieht von Eingriffen in das interne
Funktionieren der Organisation ab und gibt stattdessen möglichst transparente, zu-
rechenbare und stabile Input- wie Output-Kriterien vor.

Allerdings sei es – so die Befürworter der indirekten Steuerung – sowohl zur Defini-
tion von Zielen, als auch zur Überprüfung der Zielerreichung notwendig, über prä-
zise Zahlen und Daten über den Leistungsstand der Organisation zu verfügen. Von
Schulen wird erwartet, dass sie ihre Leistungen transparent darstellen und z. B.
Kennzahlen hinsichtlich Abschlussquoten, Erreichen von Bildungsstandards oder
Unterrichtsausfall ausweisen. Sie werden extern evaluiert oder nehmen an Leis-
tungsmessungen und Querschnittstests teil. Teilweise legen Kultusbehörden auch
Benchmarks (z. B. in Bezug auf Abbrecher- oder Durchfallquoten) fest, deren Errei-
chung angestrebt und dokumentiert werden soll.

Im Gegenzug stellen staatliche Institutionen Ressourcen (Geld, Personal, Räume
etc.) zur Verfügung und liefern inhaltliche Inputs und zwar in der Form von Ideen.
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Dabei handelt es sich nicht um handlungsdeterminierende Maßgaben, sondern um
relativ offene und relativ flexible Sets von Wertprioritäten und daraus abgeleiteten
Handlungsorientierungen.

Auf der Output-Seite können klar definierte Ergebniserwartungen in Form von Stan-
dards Instrumente der Kontextsteuerung bilden. So plädiert z. B. Böttcher (2002a)
für präzise definierte starke Leistungsstandards, die operationalisiert und messbar
explizit benannte, relevante Kenntnisse und Fähigkeiten festlegen, die von allen
Schülerinnen und Schülern einer bestimmten Altersstufe beherrscht werden sollen.
Standards sollen in diesem Verständnis nicht der Selektion, sondern der Qualitätssi-
cherung dienen. Auf welchem Wege und mithilfe welcher schulorganisatorischen
oder unterrichtsmethodischen Mittel diese Standards zu erreichen sind, wird aber
im Konzept der Kontextsteuerung nicht vorgegeben. Art und Weise sowohl des Um-
gangs mit materiellen wie ideellen Inputs als auch mit den Leistungsvorgaben soll
der einzelnen Organisation überlassen bleiben. Kontextsteuerung setzt hierbei nicht
nur auf die Autonomie der Einzelorganisation, sondern auch auf deren Lernfähig-
keit.

Nur wenn deutlich werde, was eine Organisation leiste, welche Kennzahlen sie errei-
che und welche nicht, könne man erkennen, wo Stärken und wo Schwächen liegen
und entsprechende Maßnahmen veranlassen.

Ein Beispiel für Kontextsteuerung bieten die Aktivitäten der Europäischen Union. Zu-
nächst einmal verfügt die europäische Politik im Berufsbildungsbereich nur über
sehr begrenzte Entscheidungs- und Durchsetzungskompetenzen. Da die Europäische
Union im § 149 des Europäischen Vertrages eine Harmonisierung der Bildungssys-
teme explizit ausgeschlossen hat, sind hierarchische Über- und Unterordnungsver-
hältnisse ebenso wenig vorhanden wie klare Abgrenzungen der Herrschaftsbereiche.
Verhandlung und Kooperation ersetzen daher Steuerung und Kontrolle (Benz 2004).

Gleichwohl hat der Staat nach Auffassung der Europäischen Kommission die Auf-
gabe, den Wettbewerb auf dem Bildungsmarkt zu fördern und zu überwachen. Ihm
kommt zugleich eine Gewährleistungsfunktion hinsichtlich der Angebotsseite zu
(vgl. Ennuschat 2003, S. 197). Aus diesem Grund greift die Europäische Kommission
steuernd in berufliche Bildung ein, tut dies aber auf dem Wege indirekter Steue-
rung.

Die offene Koordinierungsmethode ist im Weißbuch „Europäisches Regieren“ von
2001 näher beschrieben worden. Sie wird insbesondere dann eingesetzt, wenn es
nach EU-Vertrag wenig Spielraum für legislative Lösungen gibt. Sie besteht aus fünf
Schritten:

• Die Gemeinschaft setzt auf Vorschlag der Kommission Zeitpläne und Leitlinien
fest.

• Der Rat bzw. die Kommission legt Benchmarks fest.
• Die Mitgliedstaaten setzen die Leitlinien um und bemühen sich, die festgesetz-

ten Ziele zu erreichen.
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• Die Kommission evaluiert die Umsetzung.
• Rat und Kommission formulieren Empfehlungen, wie die weniger erfolgrei-

chen Mitgliedstaaten von den erfolgreichen lernen können. (Ennuschat 2003)

Wie durchgreifend Maßnahmen, die durch eine solche Form der offenen Koordinie-
rung angestoßen werden, auf die Handlungsebene einzelner Akteurinnen und Ak-
teure wirken, mag bezweifelt werden. Gleichwohl zeigt sich, z. B. in Bezug auf die
Aufwertung des lebensbegleitenden Lernens oder die Einführung eines Europä-
ischen Qualifikationsrahmens, dass auch Ideen, Standards und öffentliche Verhand-
lungen deutliche Wirkungen zeitigen.

Auch auf der Ebene der einzelnen Institution beruflicher Bildung hat das Prinzip
der indirekten Steuerung Raum gegriffen: Um die Jahrtausendwende herum wur-
den Schulen, Universitäten und andere Bildungsanbieter zunehmend mit der An-
forderung konfrontiert, Systeme der Qualitätssicherung und Evaluation einzufüh-
ren. Auf dieser Grundlage finden seither Verhandlungen über Akkreditierungen,
Zulassungen, Entwicklungspläne und Zielvereinbarungen statt. Die korrekte und
angemessene Verwendung der staatlichen Gelder wird über die Feststellung von
Leistungen hinsichtlich zuvor vereinbarter Zielgrößen geprüft (ausführlich zum
Zusammenhang von Autonomie und Evaluation: Heinrich 2007 sowie Bellmann
2006; Böttcher 2007; Weishaupt/Weiß 2000).

Grenzen der Kontextsteuerung
Die Rechenschaftslegung gegenüber gesellschaftlichen Bereichen, die – wie die Fi-
nanzverwaltung oder der Arbeitsmarkt – selbst nicht Teil des Bildungssystems sind,
bringt spezifische Unsicherheiten und Interpretationsbedarfe mit sich, die aus der
Unterschiedlichkeit der Ziele, der Wertvorstellungen, der kulturellen Codes und pro-
fessioneller Präferenzen resultieren. An der Schnittstelle zwischen verschiedenen
sozialen Systemen muss Schule heute lernen, sich mit neuen und zunächst system-
fremden Formen der Rechenschaftslegung auseinanderzusetzen.

Die potenziell höhere Entscheidungsfreiheit aufseiten der Schulen, was Wege der
Zielerreichung angeht, wird also durch eine ebenfalls erhöhte Rechenschaftslegung
erkauft. Mithilfe von – aus betriebswirtschaftlich erfolgreichen Konzepten der Indus-
trie abgeleiteten – Steuerungsmechanismen wie Kontraktmanagement, Benchmar-
king und Outputkontrolle werden die gewonnenen Spielräume durch intensiveres
Controlling ausbalanciert. Bellmann geht sogar davon aus, erhöhte Freiräume und
Output-Steuerung (standard based reform) setzten sich wechselseitig voraus (Bell-
mann 2006). Heinrich (2007, S. 59 ff.) kritisiert die evaluationsbasierte Steuerung
als Einschränkung für professionelle Entscheidungsfreiheit, „innerhalb derer Eva-
luation zum Fundament wird, von dem aus der Sinn und der Zweck von Autonomie
innerhalb der Schulentwicklung bestimmt wird“ (2007, S. 291).
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Doch inzwischen zeigen sich auch die Grenzen der indirekten Steuerung von
Bildungseinrichtungen. Nimmt nämlich die Orientierung an Kennzahlen und
Benchmarks überhand, dann richten Pädagoginnen und Pädagogen ihr Handeln
ausschließlich an Lernergebnissen der Schülerinnen und Schüler aus (Absolventen-
quoten, Notendurchschnitt, Ergebnisse von Querschnittsarbeiten, Abbrecherzahlen
etc.) – und werden (paradoxerweise) eben dadurch deprofessionalisiert.

Insbesondere Erfahrungen aus den USA zeigen, dass Schulen dann eher dazu nei-
gen, Lernende für ihre Schulen auszuwählen, die in Bezug auf ihre Leistungen ein
eher geringes Risiko aufweisen und diese sehr gezielt auf Tests vorzubereiten (vgl.
Bellmann 2006). Lehrkräfte sind dann weniger geneigt, situations- und personenab-
hängig auf einzelne Lernende einzugehen oder kreative und innovative Wege des
Unterrichts zu suchen. Sie betreiben mehr „training for the test“, und das erweist
sich gerade an beruflichen Schulen und in der Arbeit mit schulmüden Jugendlichen
als wenig geeignetes pädagogisches Konzept (vgl. Rolff 1991).

Befürchtungen, die Standardisierung von Bildungsprozessen könne zur technokrati-
schen Verengung des Bildungsgedankens führen und die Selektivität von Bildung
insgesamt befördern (vgl. Uhl 2006), werden vor allem von solchen Schulen gehegt,
die aufgrund ihrer spezifischen Klientel und der je individualisierten Zugänge zu
den Lernenden ihren Erfolg eher am Lernzuwachs der Einzelnen denn an der Errei-
chung standardisierter Leistungsvorgaben messen. Sie (aber nicht nur sie) tendieren
dazu, sich Kontrollmechanismen eher zu entziehen und eher „window dressing“
(Koch und Schemmann 2009; Meyer und Rowan 2009) zu betreiben, als Qualitäts-
sicherungssysteme tatsächlich als Steuerungsinstrument zu nutzen.

Zentrifugale Tendenzen – Das Streben nach Autonomie,
Wettbewerb und dem freien Spiel der Kräfte
Die Tendenz, bürokratische Steuerung differenzierter und indirekter zu gestalten,
trifft in der beruflichen Bildung auf hohe Resonanz. Zum einen sind privatwirt-
schaftlich organisierte Unternehmen und Bildungsanbieter ohnehin im Sinne der
Marktlogik tätig. Sie richten sich zwar nach gesetzlichen Rahmenbedingungen, pro-
fitieren von staatlichen Fördermitteln oder werden von ihnen ausgeschlossen. Aber
im Grundsatz sind sie darauf angewiesen, auf dem (Bildungs-)Markt erfolgreich zu
sein und orientieren ihr Handeln an dieser Prämisse. Innovationen oder Reformen
finden – jedenfalls in der Theorie – nicht statt, weil sie „von oben“ angeordnet wer-
den, sondern weil „der Markt“ sie einfordert.

Einige Bereiche der Aus- und Weiterbildung gehören seit jeher dem privaten Sektor
an und handeln relativ unbehelligt durch staatliche Institutionen. Zu diesen Einrich-
tungen gehören private Anbieter von Aus- und Weiterbildung, die nicht unter das
Berufsbildungsgesetz bzw. die Handwerksordnung (z. B. im Bereich Fitness, Kosme-
tik etc.) fallen.
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Überlässt man berufliche Bildung solcherart dem Marktgeschehen, so geht dies zu-
nächst mit einem verringerten Risiko für den Staat einher. Unrentable Einrichtun-
gen, die keine ausreichende Nachfrage hervorbringen, belasten die Steuerzahler
nicht. Auch können Standards hinsichtlich Festanstellung, Bezahlung oder Absiche-
rung des Ausbildungs- und Lehrpersonals unter die im Staatsdienst üblichen Bedin-
gungen absinken (vgl. Jahn 2013).

In einigen Bereichen der beruflichen Bildung (z. B. bei den Maßnahmen der Agen-
tur für Arbeit im Übergangsbereich, in der beruflichen Weiterbildung oder auch der
beruflichen Bildung in der internationalen Entwicklungszusammenarbeit) werden
daher Maßnahmen beruflicher Bildung durchaus offensiv an private Träger ausgela-
gert. Die Vergabe öffentlicher Gelder folgt dann Ausschreibungen, an denen sich
private Träger beteiligen können. Diese unterwerfen sich mit der Teilnahme an sol-
chen Wettbewerben den Rahmenbedingungen (Zielen, Leistungskriterien, finanzi-
ellen Bedingungen) der ausschreibenden Stelle. Doch gleichzeitig agieren sie unter
Marktbedingungen und tragen das Risiko ihrer Aktivität ökonomisch selbst.

So kritisch man solche Privatisierungstendenzen – zum Beispiel im Übergang zwi-
schen Schule und Beruf oder für die internationale Entwicklungszusammenarbeit –
sehen mag: In vielen Fällen zeigt sich, dass ökonomische Nachhaltigkeit erst unter
Marktbedingungen realisiert werden kann. Viele Nichtregierungsorganisationen wie
Vereine oder gemeinnützige Gesellschaften haben im Verlauf der vergangenen Jahr-
zehnte gelernt, nach Marktbedingungen tätig zu werden und sich darin zu behaup-
ten – nicht selten zum Vorteil der Organisation und ihrer Klienten.

Selbstständige Schulen
Einen Sonderfall der Dezentralisierung von Verantwortung stellen die beruflichen
Schulen dar. Sie werden in aller Regel als nichtrechtsfähige Anstalten geführt, die in
personellen Aspekten vom Land und in sächlichen Aspekten von kommunalen oder
privaten Schulträgern verwaltet werden. Für Schulleitungen insbesondere an kom-
plexen und großen beruflichen Schulen ergibt sich daraus ein Missverhältnis zwi-
schen den häufig recht dynamischen und kostenintensiven Unternehmungen des
„Schulbetriebs“ mit hohen Investitionen, einem großen Mitarbeiterstab und vielfälti-
gen Kundenbeziehungen zu Betrieben und öffentlichen Einrichtungen einerseits
und einer engen Abhängigkeit von der staatlichen Schulverwaltung und kommuna-
len Trägern andererseits. Schulen verfügen z. B. nicht über die rechtliche Möglich-
keit, Verträge abzuschließen oder ein eigenes Girokonto zu führen. In vielen Fällen
führt diese Situation dazu, dass entsprechende Aktivitäten über den Förderverein
der Schule abgewickelt werden. Daraus ergeben sich – insbesondere für deren Ver-
einsvorstände – prekäre rechtliche, z. B. haftpflichtrechtliche Konsequenzen, die ein
solches Vorgehen als unsolide erscheinen lassen.

Seit Mitte der 90er Jahre werden daher in allen Bundesländern Anstrengungen un-
ternommen, um das berufliche Schulwesen stärker zu dezentralisieren (vgl. z. B.
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Rürup 2007; Heinrich 2007; Böttcher 2007). Schulen sollen selbst über wesentliche
Aspekte der pädagogischen Arbeit entscheiden und in Schulprogrammen ihr Profil
ausweisen. Sie sollen die Hoheit über die Einstellung von Personal, ihren Finanz-
haushalt, die Form der Qualitätssicherung und ihre interne Organisation erhalten
und so vermehrt Eigenverantwortung entwickeln.

Die Maßnahmen zur Erhöhung von Schulautonomie betreffen, wie Rürup in einer
Studie des DIPF zeigt, die Felder Lernorganisation, Unterrichtsorganisation, Perso-
nalwirtschaft und Sachmittelbewirtschaftung (vgl. Rürup 2007). Deregulierungs-
befürworter argumentieren, dass dezentralisierte, konkurrenzorientierte Bildungs-
märkte die Qualität des Systems maßgeblich erhöhen könnten. Zum einen arbeiteten
kleinere Einheiten flexibler, innovativer und leistungsfähiger als zentralisierte Institu-
tionen, zum anderen seien ihre Curricula aufgrund ihrer höheren Anpassungsfähig-
keit an regionale Gegebenheiten marktadäquater und ihre Leistung somit allokations-
effizienter.

Diese These gründet sich auf der Annahme, die verbesserte Zurechenbarkeit (ac-
countability) von Arbeitsergebnissen auf einzelne Institutionen und Personen könne
eine generelle Leistungssteigerung bewirken. In zentralisierten Bildungssystemen
würden die Akteurinnen und Akteure durch ein Übermaß an bürokratischen Rege-
lungen und Zwängen an kreativem und selbstverantwortlichem Handeln eher gehin-
dert. Wenn Lehrkräfte nicht über Autonomie in Fragen der Curriculum- und Unter-
richtsgestaltung verfügten, dann sei eine progressive Dequalifizierung die Folge. Es
gelte zugleich zu verhindern, dass Akteurinnen und Akteure Leistungsdefizite mit
der Gebundenheit an übergeordnete Richtlinien rechtfertigen oder (partielle) Leis-
tungsverweigerung mit Hinweis auf erfüllte Normen decken. In dezentralisierten
Schulsystemen dagegen seien die Schulen dem eigentlichen Abnehmer ihrer Dienst-
leistung, den Schülern und Eltern, gegenüber rechenschaftspflichtig und würden so
selbst in die Verantwortung genommen.

Zugleich seien dezentralisierte Schulen in der Lage, kosteneffizienter zu arbeiten.
Durch die engere Kooperation mit lokalen Akteurinnen und Akteuren, privaten
Unternehmen und Einzelpersonen werde es möglich, zusätzliche Ressourcen zu
erschließen. Dadurch, dass in dezentralisierten Strukturen diejenigen Personen
Entscheidungen treffen, die über die besten Informationen verfügten, könnten
zusätzliche Aufwendungen weitgehend entfallen. Kurzfristig auftretende Kostenstei-
gerungen, die durch den Verlust von Skaleneffekten zu erwarten seien, würden mit-
tel- und langfristig durch die positiven Wirkungen einer bedarfsorientierten und
individuell zurechenbaren Leistungserbringung ausgeglichen oder sogar überkom-
pensiert.

Der Versuch, Schulen einen autonomen Rechtsstatus zu verschaffen, ist sowohl aus
Sicht von Schulen nachvollziehbar, die sich in vielfältiger Weise in der Region aktiv
an Ausschreibungen, Weiterbildungsaktivitäten, regionalen Kooperationen, Raum-
nutzungskonzepten etc. beteiligen wollen. Er kann aber auch für Schulen interes-
sant sein, die sich vor allem der Inklusion von Jugendlichen in die Arbeitswelt
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widmen und zwar dann, wenn diese sich als Produktionsschulen verstehen. Die
Herstellung realer Produkte mit entsprechenden Ansprüchen an Qualität und Zu-
verlässigkeit bietet eine Fülle fachlicher und sozialer Lernanlässe. Gerade schulmüde
Jugendliche haben hier die Chance, sich als selbsttätig und ihre Handlungen als
sinnvoll zu erleben, wenn sie sich mit Gegenständen, die sie in der Schulzeit herge-
stellt haben, oder Dienstleistungen auf dem Markt bewähren müssen.

Nach einer Zeit intensiver Bemühungen um Schulautonomie und einer in einigen
Bundesländern (z. B. Schleswig-Holstein, Nordrhein-Westfalen oder Hessen) breit
wirksamen Politik der Umsetzung entsprechender Regelungen, stelle ich inzwi-
schen fest, dass die Wirkungen der Selbstständigkeit teilweise weniger durchgrei-
fend sind als zunächst vermutet. Nicht wenige Schulen entscheiden sich bewusst ge-
gen eine solche Autonomie, nachdem sie den erhöhten Verwaltungsaufwand und
die entsprechenden Transaktionskosten mit den potenziellen Zugewinnen verrech-
net haben. Und selbst selbstständige Schulen wählen offenbar die damit verbunde-
nen Optionen sorgfältig aus – und greifen vielfach auf die Unterstützungs- und Ver-
waltungsangebote der Schuladministration zurück. Offenbar wirken auch hier
gegenläufige Kräfte zwischen Eigenständigkeit und Koordination – wie lassen sie
sich erklären?

Das „Innere“ des Systems – Theoretische Erklärungen
Schaut man sich in den Theorien zu Steuerung und Governance ein wenig um, so
erkennt man rasch zwei Spielarten: Die eine Sorte von Literatur trägt häufig Angli-
zismen im Titel und bietet Konzepte dafür an, wie intentionale Steuerung (insbeson-
dere Management in Unternehmen) besser gelingen kann. Einige dieser Konzepte
beschränken sich auf Tipps und Tricks für Führungspersonal, andere bieten empi-
risch fundiert und theoretisch begründet Maßgaben für die Organisation von Pro-
duktion und Verwaltung. Manche von ihnen (wie der Taylorismus oder der sog.
Toyotismus) haben die Lebenswelt vieler Menschen nachhaltig verändert. Ich habe
oben bereits geschildert, wie das Konzept „evaluationsbasierte Kontextsteuerung“
mit seiner spezifischen Kombination von Zielvereinbarungen und Freigabe der Pro-
zesse die Arbeit an Schulen und anderen Einrichtungen beruflicher Bildung in den
letzten Jahrzehnten geprägt hat.

Die andere Sorte Literatur bietet keine Handlungsmaßgaben, sondern versucht,
Wirklichkeit zu erklären. Sie beschreibt und analysiert, wie Steuerung gelingt bzw.
(häufig genug) eben nicht gelingt und warum nicht. Es scheint in der Natur der Sa-
che zu liegen, dass die analytische Sicht der Dinge eher Probleme und Hindernisse
fokussiert als das flüssige Funktionieren von Steuerung. Aber vielleicht ist es ja gar
keine ganz schlechte Nachricht, wenn intentionale Steuerung hin und wieder auf
Widerstände stößt. Und zum Teil beschäftigt sich, wie weiter unten deutlich werden
wird, theoretische Literatur auch mit Koordination auf Ebenen, die sich intentionaler
Steuerung ein Stück weit entziehen. Diese zweite Art der Literatur, die analytischer
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Natur ist, soll genutzt werden, um die Zusammenhänge von Steuerung im „Inner-
sten“ der beruflichen Bildung zu erklären.

Ich habe bereits beschrieben, dass pädagogischen Institutionen ein gewisses Maß an
Unregierbarkeit und Widerständigkeit zu eigen ist, das aus einer spezifischen Ver-
bindung der „losen Koppelung“ (Weick 2009) ihrer Organisation mit einem hohen
Grad an pädagogischer Freiheit herrührt. Pädagogisches Handeln richtet sich an Si-
tuationen und Subjekten aus; entsprechend unübersichtlich ist es aus Sicht der Re-
gierungen und entsprechend schlecht lässt es sich standardisieren. Weder Arbeitsab-
läufe noch Entscheidungen folgen durchgängig effizienzorientierten, rationalen und
transparenten Kriterien. Zwischen Handlungs- und Verlautbarungsebene existieren
erhebliche Diskrepanzen, und die Übernahme bestimmter Handlungsstrategien
scheint häufig vor allem symbolischer Natur bzw. auf die Erzeugung von „Rationali-
tätsmythen“ (Schäfers 2002, S. 838) ausgerichtet zu sein.

Eine solche relative Unabhängigkeit pädagogischer Institutionen von intentionaler
Steuerung weckt das Interesse der Organisationstheoretiker. Lassnigg etwa erklärt,
der pädagogische Prozess lasse sich als „inherently non technical“ (Lassnigg 2000,
S. 27) aus strukturellen Gründen letztlich nicht standardisieren, sodass technisch an-
gelegte Steuerungsmechanismen versagen, ja versagen müssen, um den Kern der
pädagogischen Arbeit zu schützen. Die organisatorische Vollzugsebene sei von der
pädagogischen Arbeit so weit entkoppelt, dass Einflussnahme und Kontrolle nur in-
direkt möglich seien.

„Aufgrund dieser Entkopplung könne die Unterrichtsarbeit weitgehend frei gehalten wer-
den von unrealistischen Ansprüchen, welche darüber hinaus ja immer den Turbulenzen
einer bildungspolitischen Diskussion unterlägen – und umgekehrt brauche sich die öf-
fentliche Debatte dann gar nicht mehr en détail damit zu beschäftigen, was wirklich in
den Schulen vorgehe und was durch die Schule tatsächlich bewirkt werde oder bewirkt
werden könne.“ (Terhart 1986, S. 211)

Zwar lassen sich einige Prozesse (mithilfe von Fächern, Unterrichtszeiten, Lehrplä-
nen, Lehrbüchern, Prüfungsmodalitäten, Schulordnungen etc.) einheitlich gestalten,
doch der eigentliche pädagogische Prozess entzieht sich sowohl einer Standardisier-
barkeit als auch einer stringenten Ausrichtung an vorgängig festgelegten Leistungs-
kriterien.

Das Kerngeschäft von Bildungsorganisationen, nämlich die unmittelbare Auseinan-
dersetzung von Lehrkräften und Lernenden mit Lerninhalten, ist direkten Kontroll-
maßnahmen nicht zugänglich. Sichtbar wird dieses Charakteristikum einer „struk-
turarmen Organisation“ (Bormann 2002, S. 36) zum Beispiel im Fehlen elaborierter
Kontrollinstanzen oder Teamstrukturen. Es entsteht ein Nebeneinander von Zielen,
Anforderungen und Entscheidungen, die mithilfe bürokratischer Regulierung letzt-
lich nicht zu erfassen sind.

Das muss nun freilich nicht bedeuten, die Schulpraxis bleibe statisch und reformre-
sistent. Moderne organisationstheoretische Ansätze mit Bezug zu chaos- und sys-
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temtheoretischen Konzepten erkennen Organisationen vielmehr eine systemische
und damit weitgehend autopoietische Dynamik zu. Schulen und andere Bildungsor-
ganisationen seien in ein komplexes Netzwerk wechselseitiger Abhängigkeiten und
Bedingungen eingebettet, aus dem – mindestens für den außenstehenden Beobach-
ter – eine im Grunde unberechenbare diachrone wie synchrone Dynamik erwachse.
Außer den intendierten entstehen aus dieser Sicht als Folge externer Interventionen
eine große Zahl nicht-intendierter Wirkungen.

„Jede auch nur punktuelle Innovation kann in diesem komplexen Netzwerk aufgrund
von Interferenzen, über Wanderungs- und unvorhersehbare Verstärkungseffekte die ei-
genartigsten und gravierendsten Folgen nach sich ziehen, die sich übrigens auch an vom
Entstehungspunkt weit entfernten Stellen zeigen können. In dieses in sich selbst vibrie-
rende System greift Reformpolitik punktuell ein und verstärkt womöglich noch die Eigen-
vibration, auf die dann erneut reagiert werden muss etc.“ (Terhart 2000, S. 129)

Mit solchen Konzepten lehnen sich die organisationstheoretisch interessierten Päda-
goginnen und Pädagogen recht eng an die Sicht der klassischen Systemtheorie nach
Niklas Luhmann an. Diese konstatierten, gesellschaftlichen Systeme seien unterei-
nander kaum kommunikationsfähig, da sie auf je spezifischen, mit anderen Syste-
men nicht kompatiblen kommunikativen Codes beruhen. Das Bildungssystem ent-
faltet eine solche auf sich selbst bezogene Wachstumslogik (vgl. insbesondere
Luhmann et al. 1988), die sich vor allem an den Sinnkategorien Qualifikation und Se-
lektion orientiert. Veränderungen werden aus dieser Perspektive nicht aufgrund von
Dysfunktionalitäten und Inkongruenzen mit der Systemumwelt (z. B. Arbeitslosig-
keit der Absolventen) vorgenommen und sind auch durch externe Interventionen
nicht steuerbar. Einwirkungen z. B. des politischen oder des Wirtschaftssystems auf
das Bildungssystem müssen – so nehmen Luhmann et al. (1988) an – vielmehr in
die Spezialsemantik des Bildungssystems übersetzt werden, um verstanden werden
zu können. Die Tiefenstruktur des Systems bleibe von externen Interventionen un-
berührt; Wandel geschehe ausschließlich durch Prozesse entlang systemeigener
Sinnkategorien und Interessenkonstellationen.

Wenn Luhmanns These von der operationalen Geschlossenheit sozialer Systeme
stimmt, dann erwachsen daraus erhebliche Steuerungs- und Integrationsprobleme
auf gesamtgesellschaftlicher Ebene. Luhmann schließt zunächst jede Möglichkeit
aus, von außen im Sinn einer direkten Einflussnahme steuernd auf ein Sozialsystem
einzuwirken, es sei denn durch dessen Zerstörung (Luhmann 1994, S. 37).

Dagegen wurde häufig eingewandt, dass es trotz aller offenkundigen Schwierigkei-
ten durchaus möglich sei, soziale Systeme zueinander in Beziehung zu setzen und
dass dies auch immer wieder gut gelingt: So sind wir alle Angehörige unterschiedli-
cher Sozialsysteme und verbinden die damit verbundenen Rollen, Ansprüche und
kommunikativen Codes in unserem täglichen Handeln miteinander. Eine solche Ab-
stimmung der unterschiedlichen sozialen Systeme erklärt Luhmann über den Me-
chanismus der „strukturellen Koppelung“. Zwar verbleibt auch hier die Kommunika-
tions- und Handlungsdynamik in der systemeigenen Semantik, doch die strukturelle
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Koppelung mehrerer Sozialsysteme lässt Einflüsse von außen in übersetzter Form
auf der untergeordneten Ebene von Programmen (Ziel-Mittel-Definitionen zur
Handlungsorientierung) zu und ermöglicht so mittelbar gesellschaftliche Integra-
tion (vgl. Neumann 1996, S. 15). Akteurtheoretische Ansätze halten – in Abgrenzung
von der Systemtheorie Luhmanns – nicht Kommunikation für die basale Operation
von Gesellschaft, sondern stellen die Handlung bzw. – darüber vermittelt – die han-
delnden Akteurinnen und Akteure ins Zentrum der Aufmerksamkeit (vgl. Scharpf
1991). Analytisches Interesse wecken in diesem Zusammenhang weniger einzelne
Personen als vor allem ihre kollektive Vertretung in Form von korporativen Akteurin-
nen und Akteuren. Sie treten in soziale Beziehungen zueinander, verfolgen Interes-
sen, bilden Koalitionen, und sie stützen oder verändern bestehende gesellschaftliche
Arrangements. Interesse, Macht, Konflikt und Kooperation werden aus dieser Sicht
zu Schlüsselvariablen gesellschaftlicher Veränderungsprozesse. Bei der Formulie-
rung und Kanalisierung ihrer jeweiligen Interessen beziehen sich die Akteurinnen
und Akteure zwar auf die durch das jeweilige Sozialsystem vorgegebenen Kategorien
und Begrifflichkeiten, sind aber gleichzeitig auch zu systemübergreifendem Denken
und Handeln fähig.

Dieses Spannungsverhältnis zwischen Unabhängigkeit und Interdependenz einzel-
ner sozialer Subsysteme wird nach Ansicht der genannten Autoren erst ersichtlich
und analytisch fassbar, wenn sowohl die (durch die Systemtheorie freigelegte) Tatsa-
che, dass systemischer Wandel sich vielfach selbstreferenziell vollzieht, als auch das
(aus akteurtheoretischer Sicht betonte) Faktum anerkannt wird, dass absichtsvolles
Handeln über die Grenzen der Funktionssysteme hinaus möglich und angesichts
der Interdependenzen zwischen ihnen unumgänglich ist.

Governance ist eine analytische Sichtweise, die akteurtheoretische Zugänge fortent-
wickelt. Mit ihrer Hilfe kann Handlungskoordination genauer erfasst und erklärt
werden. Menschen sind gezwungen, ihr Handeln miteinander zu koordinieren,
wenn sie ohne die Ressourcen anderer ihr Handlungsziel nicht erreichen können.
Sie treten deshalb mit anderen Personen in Beziehung und koordinieren Hand-
lungsziele, -voraussetzungen und -prozesse mit diesen.

Governance analysiert und reflektiert diese Formen der Handlungskoordination als
Beobachtung, Verhandlung oder Beeinflussung auf unterschiedlichen Ebenen (Schi-
mank 2002). Aus dieser Perspektive stellen sich dann Probleme der Steuerung bzw.
Koordination (oder auch des Regierens) als Problem des Managements von Interde-
pendenzen zwischen (in der Regel kollektiven) Akteurinnen und Akteuren dar.

Handlungskoordination findet in institutionalisierten Regelsystemen statt, welche
das Handeln der Akteurinnen und Akteure regulieren. Den grundsätzlichen Hand-
lungskonstellationen Beobachtung, Verhandlung und Beeinflussung entsprechen je-
weils Regelsysteme (Gemeinschaft, Profession, Wettbewerb, Polyarchie, Netzwerke,
Hierarchie), in denen der Modus der Handlungskoordination (Schimank 2002)
wirkt. Governance überschreitet in aller Regel Organisationsgrenzen, aber auch die
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Grenzen von Staat und Gesellschaft, die in der politischen Praxis fließend geworden
sind (Benz 2004, S. 25).

Koordination – aber wie? Steuerungslogiken jenseits von
Staat und Markt
Ich habe versucht deutlich zu machen, dass berufliche Bildung auf Koordination
und Kooperation angewiesen ist, wenn sie a) in Qualität, Umfang und Breite gesell-
schaftlichen Qualifikationsbedarfen entsprechen soll und wenn sie b) mit Struktu-
ren des Bildungssystems und des Arbeitsmarktes so verkoppelt sein soll, dass ihre
Zertifikate in beiden Systemen Akzeptanz und Vertrauen genießen. Andererseits
habe ich auch zu zeigen versucht, dass Steuerungs- und Koordinationsversuche
zwar notwendig sein mögen, aber nicht hinreichen, um das tatsächliche Funktionie-
ren des Systems beruflicher Bildung zu erklären.

Theorien wie die Systemtheorie nach Luhmann machen deutlich, woher die Lücken
der Regierbarkeit beruflicher Bildung stammen. Sie verweisen auf die Selbstbezüg-
lichkeit der Systeme und die Probleme, unterschiedliche Handlungslogiken und
kommunikative Codes miteinander zu verkoppeln. Akteurstheorien dagegen zeigen,
dass trotz dieser Schwierigkeiten Koordination stattfindet: Holperig vielleicht und
widerständig, aber unzweifelhaft stattfindet. Wie aber tun die Akteurinnen und Ak-
teure dies? Welche Logik überwindet die Zentrifugalkraft in der beruflichen Bil-
dung?

Weder durch direktes Eingreifen über normative Regelungen, Hierarchie oder Res-
sourcenzuteilung, noch durch indirekte Steuerung mithilfe von Verhandlung und
Rechenschaftslegung, wird – um noch einmal mit den Worten Goethes aus dem Ein-
gangszitat zu sprechen – das erreicht, das „die Welt im Innersten zusammenhält“.
„Das“ ist aber wichtig, so viel steht fest. Insbesondere im Versuch, das Duale System
beruflicher Bildung international zu exportieren, zeigt sich, dass es offenbar nicht
nur um Strukturen und Instrumente geht. Jedenfalls ist dann, wenn es um die
Übertragbarkeit des Dualen Systems geht, viel von „Kultur“, von „Haltung“, von
„Tradition“ und von „Beruflichkeit“ die Rede. Ist es denn tatsächlich so, wie Goethe
sagt, dass man sich „der Magie ergeben“ muss, um hier zur Erkenntnis zu kommen,
dass es um „alle Wirkenskraft und Samen“ geht (und man erst dann nicht mehr „in
Worten kramen“ muss?

Magie ist es wohl nicht, aber ich bin davon überzeugt, dass im „Innersten“ der be-
ruflichen Bildung tatsächlich Kräfte wirken, die jenseits von Steuerung und Struktur
kommunikative Haltungen betreffen. Wenn so divergente soziale Systeme wie Ar-
beit und Bildung, Bürokratie und Wirtschaft, Grundbildung und Fachbildung, Iden-
tität und Arbeitsmarkt aufeinander abgestimmt und bezogen werden sollen, dann
muss aus meiner Sicht Kommunikation in einer spezifischen Art und Weise kodiert
und tradiert werden. Es gilt, einen eigenen, auf berufliche Bildung bezogenen Mo-

Politische Steuerungslogiken beruflicher Bildung. Zentrifugale und zentripetale Kräfte
in der Governance beruflicher Bildung 41



dus von Handlungskoordination zu entwerfen und weiterzugeben, der zwei Funktio-
nen erfüllt: Er muss eine Verhandlungsgrundlage im Inneren herstellen und er
muss die berufliche Bildung gegen „außen“ abschirmen. Die These, die ich auf den
letzten Seiten dieses Artikels erläutern möchte, lautet daher:

Eine erfolgreiche Koordination der Akteurinnen und Akteure und des Handelns in
der beruflichen Bildung hängt davon ab, wie gut die Kohäsion nach innen auf dem
Wege des wechselseitigen Vertrauens und wie gut die Abgrenzung nach außen auf
dem Wege der beruflichen Ehre hergestellt werden kann. Dies ist freilich erklärungs-
bedürftig.

Vertrauen

Von wechselseitigem Vertrauen in der beruflichen Bildung ist z. B. häufig die Rede,
wenn es um Zertifikate geht. Auf europäischer Ebene sollen „zones of mutual trust“
entstehen, um die Anerkennung von Zertifikaten unter Bildungseinrichtungen und
dem Arbeitsmarkt zu stärken. Die Anerkennung vorgängig erworbener Kompeten-
zen ist von Vertrauen abhängig. Starke Institutionen vergeben Zertifikate, die einen
höheren Marktwert als schwache besitzen (Allais et al. 2009, S. 10 ff.).

Doch auch an anderen Schnittstellen der beruflichen Bildung ist Vertrauen unter den
Beteiligten unerlässlich: Lernende wählen Bildungsträger und Ausbildungsbetriebe,
denen sie Vertrauen schenken, Lernortkooperation ist abhängig vom Vertrauen zwi-
schen Lehrkräften und Ausbildungspersonal, Arbeitgeber stellen Personen mit einer
vertrauenswürdigen Vita ein, in den paritätisch besetzten Ausschüssen der unter-
schiedlichen Steuerungsebenen basiert die Arbeit auf einer vertrauensvollen Zusam-
menarbeit etc.

Gerade dann, wenn – wie dies in der beruflichen Bildung der Fall ist – unterschiedli-
che Systemlogiken in Abstimmung gebracht werden müssen und wenn es Menschen
miteinander zu tun haben, die aus „unterschiedlichen Welten“ (Sozialsystemen)
kommen und „unterschiedliche Sprachen“ (kommunikative Codes) verwenden, dann
bleibt auch nach allem Verhandeln ein Rest an Unvereinbarkeit und Diffusität zu-
rück, dem konstruktiv eben nur mit Vertrauen begegnet werden kann.

Akteurinnen und Akteure handeln nicht perfekt rational. Sie treffen Entscheidungen
auf der Grundlage unvollständiger Informationen und haben lückenhafte Vorstel-
lungen von den Prozessen, deren Teil sie sind. Sie sind aber auch nicht vollständig
irrational; sie ziehen vielmehr bruchstückartige Informationen heran und ergänzen
sie: mithilfe von Vertrauen. Im Sinne Luhmanns handelt es sich um die grundsätzli-
che Annahme, dass andere in einer risikobehafteten Situation für mich selbst scha-
densfrei handeln werden (Luhmann 2009). „Vertraut man anderen, dann räumt
man ihnen die Gelegenheit der Verletzung ein und zeigt sich sogleich zuversicht-
lich, dass sie diese Gelegenheit nicht nutzen werden“ (Baier 2001, S. 43).
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Gleichzeitig bezieht sich Vertrauen auf jene Bereiche einer Beziehung, die sich der
vertraglichen Fixierbarkeit entziehen. Dort, wo vollständige Information und völlige
vertragliche Sicherheit nicht erreichbar sind, beginnt Vertrauen. Vertrauen ist also
mit einem Verzicht auf und einem Verlust von Kontrolle verbunden. Indem Men-
schen vertrauen, treffen sie eine Annahme zur Reduktion sozialer Komplexität mit
Reichweite in die Zukunft. „Wer Vertrauen erweist, nimmt Zukunft vorweg. Er han-
delt so, als ob er der Zukunft sicher wäre.“ (Luhmann 2009, S. 9)

Und nun geschieht etwas, was Vertrauen selbst zu einem Faktor gelingender Hand-
lungskoordination werden lässt. Gelingt nämlich der Aufbau einer Vertrauensbezie-
hung und kommt dann eine gewisse zeitliche Dauer von Beziehungen hinzu, so
werden – ganz im Sinne einer self-fulfilling-prophecy – Interaktionsketten in Gang
gesetzt, die Vertrauen bestätigen und verstärken. Die Erwartung vertrauenswürdigen
Handelns beim Anderen erhöht die Wahrscheinlichkeit, dass er dies auch tun wird.
Diese Bestätigung wiederum erhöht das Vertrauen, welches dann erneut Erwar-
tungssicherheit vermittelt usw. Auch der Vertrauensgeber wird in einem gelingen-
den Vertrauensverhältnis sozial gebunden und zu vertrauenswürdigem Verhalten
motiviert.

Ein intaktes Vertrauensverhältnis entfaltet seine positiven Wirkungen nicht nur im
Binnenverhältnis, sondern auch in die Systemumwelt hinein. Die Information, ein
bestimmter Partner erweise sich als vertrauenswürdig, verbreitet sich und erhöht die
Wahrscheinlichkeit, dass auch andere Personen ihm Vertrauen schenken werden.
Die Gewissheit, dass viele signifikante Andere jemandem oder etwas vertrauen,
kann als eine der stärksten Prädiktoren für eigenes Vertrauen gelten (vgl. Rothstein
2007). Vertrauen ist damit nicht bloß das Ergebnis einer Kalkulation von Schadens-
und Nutzenerwartungen, sondern konstituiert Erwartbarkeit und damit die Möglich-
keit von Handeln (vgl. Luhmann 2009). Radikaler lässt sich sogar unterstellen, Ver-
trauen werde dort besonders notwendig und hilfreich, wo die Möglichkeiten der
Kontrolle nicht mehr vorhanden sind (Hubig 2004; auf Schule bezogen vgl. auch
Wittmann 2009).

Für den Zusammenhalt eines ganzen Systems beruflicher Bildung wird Vertrauen
dort interessant, wo nicht mehr nur einzelne Personen miteinander in Beziehung
stehen, sondern wo gesellschaftlichen Institutionen (z. B. Titeln, dem „Beruf“) oder
Organisationen Vertrauen entgegengebracht wird. Da wir die Glaubwürdigkeit und
Integrität einer großen Zahl von Personen nicht prüfen können, benötigen wir Ver-
trauen in Institutionen, die diese Regeln schützen. Das Vertrauen entsteht nicht ge-
genüber der Institution an sich, sondern gegenüber der Geschichte der Institution
(Rothstein 2007).

Dies ist der Grund, warum Zeit eine so wichtige Rolle im Funktionieren beruflicher
Bildungssysteme spielt: Die Verlässlichkeit und Vertrauenswürdigkeit von Beziehun-
gen, von Titeln und Zertifikaten, von Ausbildungsbedingungen und Einstellungsmo-
dalitäten benötigen Zeit – in ihrer Entstehung, aber auch in einer möglichen Verän-
derung.
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Gelingt es einer Organisation, als vertrauenswürdig zu gelten, dann wirkt Vertrauen
durch:

a. die Verdichtung von Netzwerken, weil die Zugehörigkeit zu Netzwerken die
Übertragung des Vertrauens von einem Partner auf andere begünstigt,

b. die Möglichkeit, einen Interessenausgleich mit zeitlicher Verzögerung zu reali-
sieren, weil man darauf vertraut, dass man dadurch nicht übervorteilt wird,

c. Komplexitätserhöhung in persönlichen Beziehungen durch Integration von per-
sönlichen und emotionalen Aspekten,

d. Rollenspezifizierung, indem Akteurinnen und Akteure unterschiedliche Rollen
innerhalb der Organisation übernehmen und dadurch ihre Stabilität erhöhen,

e. knowledge sharing, da Vertrauen den Wissensaustausch (auch von Schatten-
Wissen und informellem Wissen) fördert,

f. Identifikation und Commitment sowie
g. den Verzicht auf vorschnelle Verurteilung und Missachtung von Personen oder

Vorschlägen (McEvily et al. 2003, S. 94 ff.).

Jeder dieser Punkte lässt sich auf die Steuerung beruflicher Bildung leicht übertra-
gen. Wie häufig haben wir in Vorträgen über die Einführung nationaler Qualifikati-
onsrahmen gehört, in Irland sei dies vergleichsweise leicht gewesen, weil dort „alle
wichtigen Akteurinnen und Akteure in ein Pub“ passen würden? Ob es um Koordi-
nierungstreffen im europäischen CEDEFOP, um den Hauptausschuss Berufliche
Bildung im Bundesinstitut für berufliche Bildung oder um regionale Abstimmung
zwischen Bildungsträgern geht – auf jeder Ebene der beruflichen Bildung sind per-
sönliche, verlässliche Beziehungen in Netzwerken unerlässlich. Nur so werden Parti-
kularinteressen auch einmal im Sinne eines übergeordneten Vorhabens zurückge-
stellt, dort wird Wissen ausgetauscht und dort identifizieren sich Akteurinnen und
Akteure mit der Idee einer Bildung im Medium von Beruflichkeit, gesellschaftlicher
Integration und guter Arbeit.

Wie aber kann Vertrauen als Steuerungsinstrument eingesetzt werden? Kann man
Vertrauen, das doch gerade den Charakter von Freiwilligkeit als konstitutives Merk-
mal in sich trägt, intentional erzeugen? Sicherlich nicht. Wohl aber ist es möglich,
den Aufbau von Vertrauen durch vertrauenswürdiges eigenes Verhalten zu begünsti-
gen. Dies gilt für das Handeln von Einzelpersonen ebenso wie für Organisationen.
Gelingt es, Erwartungssicherheit und Verlässlichkeit zu generieren und die Atmo-
sphäre der Zusammenarbeit positiv zu gestalten, dann ist es wahrscheinlicher, dass
Vertrauen entsteht (Grüninger 2001, S. 202 ff.). Ein entscheidender Faktor lässt sich
allerdings nicht überspringen und begrenzt schon von daher die intentionale Erzeu-
gung von Vertrauen: Zeit (Schweer 2008).

Vertrauen ist also sicherlich ein Faktor, der mindestens teilweise erklärt, was berufli-
che Bildung „im Innersten zusammenhält“ bzw. was dazu beiträgt, dass Interessen
und Handeln der beteiligten Akteurinnen und Akteure miteinander koordiniert wer-
den können. Doch ist dies, so meine ich, nur die eine Seite der Medaille. Vertrauen
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begünstigt Integration und Zusammenhalt. Doch die berufliche Bildung lebt auch
vom Gegenteil: von Abgrenzung, Distanz und Distinktion.

Berufliche Bildung ist nicht Allgemeinbildung, nicht akademische Bildung, nicht un-
gelernte Arbeit. Erst durch die Ab- und Ausgrenzung wird – so möchte ich im letz-
ten Abschnitt dieses Artikels belegen – berufliche Bildung als soziales System er-
kennbar. Durch die Konstruktion beruflicher Bildung als besondere, einzigartige
Konstellation wird es möglich, Grenzen zu ziehen und zu definieren, wer nicht dazu
gehört. Erst über diese Unterscheidung vom Fremden wird Eigenes erfahrbar. Das
Medium aber, das eine solche Abgrenzung transportiert, ist die Ehre.

Ehre

Ehre scheint zunächst ein überkommener Begriff zu sein. Wer spricht heute noch
von Ehrgefühl, Ehrfurcht oder Ehrlosigkeit? Bei näherer Betrachtung jedoch wird
deutlich, wie eng der Begriff mit dem des Berufes verwoben ist. Berufs- oder Hand-
werkerehre werden geltend gemacht, wenn es um die Qualität der Arbeit geht; man
geht einer ehrlichen Arbeit nach, übernimmt Ehrenämter und es gilt das Ehrenwort
eines Handwerkers. Verdienste sind ehrenvoll und Berufe ehrenwert. Noch deutli-
cher wird die Beziehung in der Negation: Packt man jemanden bei der Handwerker-
ehre, so hat dies Konsequenzen. Und beleidigt man seine Ehre, so kann man sich
durchaus vor Gericht wiedersehen.

In der Berufsausbildung bildet Ehre die Wasserscheide, an der sich seit Jahrhunder-
ten diejenigen, die in Ausbildung kommen, von denen trennen, die von ihr ausge-
schlossen werden. Über Ausbildung bekommen Menschen ihren Platz in der ehrba-
ren Gesellschaft zugewiesen. Wer von Ausbildung ausgeschlossen wird, dem wird
zugleich Ehrbarkeit abgesprochen bzw. der ist darauf angewiesen, sich eine andere
Ehre, eine Art Gegenehre, zu schaffen.

Was aber ist mit dem Begriff Ehre eigentlich gemeint und erklärt? Im Gegensatz zu
Würde, die Menschen ohne weitere Bedingungen, nur durch ihr Menschsein selbst,
zugemessen wird (vgl. Burkhart 2002, S. 83 f.), benötigt die Ehre Bestätigung und
Auseinandersetzung mit einem Gegenüber. Würde entsteht aus und für sich selbst.
Ehre ist auf andere angewiesen.

Ehre hat eine nach wie vor zentrale Aufgaben für das Funktionieren unserer Gesell-
schaft: Sie sorgt dafür, dass solches Handeln mit Anerkennung belohnt wird, das
nicht unmittelbar Vorteile für uns selbst bringt, wohl aber für andere oder die Ge-
meinschaft. Ehre hat „gruppenkonstituierenden Charakter“ (Vogt und Zingerle
1994, S. 18; Vogt 1997, S. 107), d. h. sie integriert eine Gruppe nach außen und zieht
die Grenze gegen das Fremde und Andere. Ist man aber erst einmal Mitglied einer
Gruppe, dann wird Ehre von vorneherein unterstellt; man muss sie nicht erwerben,
sondern hat lediglich die Aufgabe, sie nicht zu verlieren (Vogt 1997, S. 180).
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Welchen Kriterien Ehre genügen muss, ist in gewisser Weise Verhandlungssache
und kann im Verlauf der Zeit und zwischen Kulturen unterschiedliche Ausprägun-
gen annehmen. Ehrenvoll sind Verdienste, Tugenden, Tapferkeit, aber auch die In-
tegrität des Einzelnen. Ehre hat immer zwei Seiten: eine innere Ehre, bei der es um
Stolz, Selbstachtung und das Gefühl geht, sich selbst im Spiegel ins Gesicht sehen
zu können, ebenso wie eine äußere Ehre, die Anerkennung, Prestige und Achtung
der anderen einfordert. Wenn Selbst- und Fremdbild in Konflikt geraten, so entste-
hen daraus mitunter existentielle Krisen (vgl. Speitkamp 2010, S. 17).

In der beruflichen Bildung hat „Ehre“ seit jeher eine wichtige Funktion für den so-
zialen Zusammenhalt und die Abstimmung von Handeln der verschiedenen Akteur-
innen und Akteure. Ehre war im Spätmittelalter und in der Zeit des Absolutismus
„gestuft“ (Speitkamp 2010, S. 99): Der Adel war edel, während Stadtbürger und
Zunfthandwerker nur als ehrbar galten. Analog zum Dreistufenmodell der Adels-
erziehung (Page – Knappe – Ritter) war die Ausbildung vom Lehrling über den Ge-
sellen zum Meister geordnet. „So wie der Ritter der Repräsentant seines Standes
war, so erschien der Meister dem jungen Menschen als Verkörperung des eigenen
zukünftigen Lebens“ (Stratmann 1967, S. 19).

Während sich der Adel jedoch durch seine Familienzugehörigkeit vom gemeinen
Volk abhob, zeigte sich die korporative Ehre der Handwerker in der mittelalterlichen
Stadt in der Tüchtigkeit und Rechtschaffenheit der Zunft. Die Handwerkerehre be-
förderte das Vertrauen, das Handwerkern entgegengebracht werden konnte. Strenge
Zunftregeln sorgten dafür, dass Gewichte, Maße und die Produktqualität zuverlässig
eingehalten bzw. einklagbar waren. Der ehrbare Handwerker war ein berechenbarer,
verlässlicher Geschäftspartner.

Die handwerkliche Lehrlingsausbildung hatte den Charakter einer „familiären Ge-
meinschaftserziehung“. Sie war vorrangig nicht auf Ausbildung und Qualifizierung
angelegt, sondern stellte einen „Inkorporierungsprozeß“ in die städtische Standesge-
sellschaft dar (Stratmann 1967, S. 17). Traditionell wurde die Lehrzeit mit der Frei-
sprechung vor offener Lade der Zunft beendet. Der junge Geselle wurde durch diese
Freisprechung aus dem Schutzverband der Zunft entlassen. Wollte er seine Wander-
schaft antreten, so musste er in eine Bruderschaft eintreten – ein Aufnahmeritus,
der entweder unmittelbar im Anschluss an die Freisprechung in Gegenwart der
Meister vollzogen werden konnte oder bei der nächsten Zusammenkunft der Bru-
derschaft stattfand (Stratmann 1967, S. 159). Das Zeremoniell der Aufnahme in die
Bruderschaft war einerseits ein rechtswirksamer Akt, andererseits aber durch teil-
weise grobe Hänseleien und deftige Rituale geprägt. Bei dieser „Gesellentaufe“ wur-
den dem Neuling die Verhaltensmaßregeln „eingebläut“, die er für seine Wander-
schaft zu befolgen hatte.

Nach ihrer Freisprechung waren die fahrenden Gesellen auf ihren Ruf als ehrbare
Wanderer schon deswegen angewiesen, weil sie sich von anderen Fahrenden mit
teilweise zwielichtigem Ruf abgrenzen mussten. So gilt es bis heute als Ehrensache,
dass kein fahrender Handwerker eine Stellung oder eine Stadt mit Schulden ver-
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lässt. Handwerker auf Wanderschaft legten schon im 18. Jahrhundert Wert darauf,
sich äußerlich von anderen Fahrenden und Vagabunden zu unterscheiden, und in
einigen Gruppierungen der Gesellen auf Wanderschaft heißt die Krawatte ihrer
Zunftkleidung bis heute die Ehrbarkeit.

Neben den in Zünften organisierten Berufen gab es eine große Zahl an beruflich
Unselbstständigen sowie Angehörige der sogenannten ehrlosen Berufe (vgl. Kurtz
2005, S. 76; Burkhart 2006, S. 43). Diese unehrlichen Leute konnten nicht vor Ge-
richt als Zeugen auftreten, keine Ehrenämter übernehmen, kein Lehen erwerben
und nicht mit Angehörigen ehrlicher Stände eine Ehe eingehen (Burkhart 2006,
S. 43). Auch war ihnen und ihren Familienangehörigen der Zugang zu Gilden und
Zünften verwehrt, denn diese nahmen neue Mitglieder nur auf, wenn sie neben
dem Nachweis, das Handwerk hinreichend zu beherrschen, auch ein Zeugnis über
ihre Reputation, d. h. über zunftwürdige Familienherkunft und ordentlichen Lebens-
wandel beibringen konnte (Stratmann 1967, S. 37).

Das entscheidende Kriterium, das über Ein- und Ausschluss in die Zunft entschied,
war also die „Reputation, d. h. die zunftwürdige Herkunft und der ordentliche Le-
benswandel. Die Ehre des Verbandes duldete es nicht, daß sich die Handwerker mit
anrüchigen Personen gemein machten“ (Stratmann 1967, S. 37).

Die Reformation stützte die handwerklichen Ideale von Tüchtigkeit, Treue und Red-
lichkeit und unterfütterte sie mit christlicher Gesinnung: Luther verknüpfte die Vor-
stellung menschlicher Arbeit mit der einer göttlichen Berufung. Arbeit werde dann
zur Freude (gaudium in labore), wenn durch sie eine größere innere Nähe zum
Schöpfer hergestellt werde.

Die Rechtsordnung des 18. Jahrhunderts hob ständische Privilegien schrittweise auf.
Zwar blieben die Stände zunächst formal erhalten und prägten weiterhin das gesell-
schaftliche Bewusstsein. Aber sie boten nicht mehr das gewohnte verlässliche Rah-
menwerk, das den Einzelnen mit der Gesellschaft verkoppelte. Allein mit der Zuge-
hörigkeit zu einer Korporation war nun Ehrbarkeit in der städtischen Gemeinschaft
nicht mehr zu erreichen: „Das Individuum war nicht mehr nur mit Würde ausge-
stattet, sofern es Glied eines Verbandes war, sondern trug seine Würde als Individua-
lität mehr und mehr aus sich selbst“ (Stratmann 1967, S. 30).

Die Kriterien des Einschlusses in die Berufsgemeinschaft wurden komplexer: Die
zunftfähige Herkunft war nicht mehr ausreichend; hinzukommen musste die in-
nere Neigung und Befähigung sowie die Bereitschaft, sich sozial einzugliedern. Es
entstand eine dreifache Bezugnahme des Berufes auf moralische, individuelle und
soziale Gegebenheiten.

Gleichzeitig wuchs der Druck, sich gegenüber anderen Bevölkerungsgruppen abzu-
grenzen. Verarmte Handwerksmeister oder Gesellen, vor allem aber die große Zahl
der landlosen Bauern bildeten ein Heer von Tagelöhnern, Handlangern, Saison- und
Hilfsarbeitern. Von diesem niederen Stand mussten sich die Handwerker abgren-
zen, wollten sie ihre gesellschaftliche Stellung und politische Macht behaupten.
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Ausgeschlossen von ständischer Ehre blieben diejenigen, die nicht selbst über Pro-
duktionsmittel verfügten und als Dienerschaft oder Fabrikarbeiter unselbstständiger
Arbeit nachgehen mussten. Der Unterschied zwischen dem ungelernten Arbeiter
und dem gelernten Handwerker bestand in der Auffassung der Zeit weniger in dem
ökonomischen Verdienst und nicht einmal primär in seiner sozialen Stellung, son-
dern vielmehr in dem inneren Wert, den er seiner Arbeit beimessen konnte – man
könnte auch sagen: der Berufsehre.

Die Grenze zwischen Ungelernten und Gelernten verläuft nicht bei den ökonomi-
schen Einkünften und nicht einmal bei den Arbeitstugenden wie Fleiß und Tüchtig-
keit, sondern sie verläuft letztlich entlang der Ehre als Handwerker, der Berufsehre,
die mit Begriffen wie Sinnhaftigkeit der Arbeit, Vollständigkeit des Arbeitsvollzugs,
Verzicht zugunsten von Bildung in Verbindung gebracht wird. Der wesentliche Un-
terschied zwischen gelernten und ungelernten Arbeitern besteht in der zeitgenössi-
schen Auffassung darin, dass erstere selbst gestalten – und zwar den Gegenstand ih-
rer Arbeit ebenso wie ihr Leben an sich – und letztere fremdbestimmt sich treiben
lassen und äußerlichen Motiven (Geld, politischen Führern o. ä.) anhängen. Mit
wachsender Komplexität der Industriegesellschaft und den steigenden Ansprüchen
der Bürger auf Beteiligung am gesellschaftlichen Leben wurde der soziale Aus-
schluss von Arbeit und Ausbildung nun weniger eine Klassenfrage als vielmehr eine
Frage individueller Befähigung und des persönlichen Willens, sich in die Gesell-
schaft zu integrieren.

Fazit
Auf den vorangegangenen Seiten habe ich deutlich zu machen versucht, dass in der
beruflichen Bildung sehr divergente Interessengruppen und Systemlogiken mitei-
nander verkoppelt werden. Auf den unterschiedlichen Ebenen unserer komplexen
Gesellschaften (Europa, Bund, Länder, Regionen, Kommunen, Institutionen) werden
Anstrengungen unternommen, um steuernd auf berufliche Bildung Einfluss zu
nehmen. Zugleich sind die Akteurinnen und Akteure im Bildungssystem, im Wirt-
schaftssystem, in der Verwaltung mit ihren je eigenen Bedingungen und Strategien
verortet und befassen sich mit so unterschiedlichen Bereichen wie der beruflichen
Grundbildung, der Berufsvorbereitung, der Fachausbildung oder der beruflichen
Weiterbildung. Eine intentionale Einflussnahme auf Ziele, Strategien und Handeln
eines so komplexen Bereichs ist kein ganz leichtes Unterfangen!

Zugleich habe ich auch darauf verwiesen, dass ein Verzicht auf Steuerung in der be-
ruflichen Bildung keine sinnvolle Alternative darstellt. Der gesellschaftliche Bedarf
an gut ausgebildeten Fachkräften wird rein durch Eigeninitiative der beteiligten Indi-
viduen und Unternehmen in der Regel nicht bereitgestellt werden können. Dies
liegt daran, dass die für berufliche Bildung in vielen Branchen notwendigen Investi-
tionen unter der Bedingung hoher Unsicherheit von Bildungsprozessen tendenziell
gemieden werden. Auch die gesellschaftliche Integrationsleistung beruflicher Bil-
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dung, d. h. die Einbindung möglichst aller Jugendlicher in Bildung und Arbeit, ge-
schieht nicht in ausreichendem Maße, wenn staatliche Unterstützung und Steue-
rung ganz ausbleibt. Und schließlich hängt die Bedarfsgerechtigkeit und Akzeptanz
der vergebenen Titel und Abschlüsse ganz maßgeblich davon ab, dass Allgemeinbil-
dung, berufliche Bildung, akademische Bildung und die Akteurinnen und Akteure
des Arbeitsmarktes koordiniert arbeiten und ihr Handeln aufeinander abstimmen.

Wie aber gelingt Handlungskoordination derart divergenter sozialer Systeme auf so
vielen unterschiedlichen gesellschaftlichen Ebenen? Welche u. U. konstruktive Wir-
kung haben die Zentrifugalkräfte, d. h. die Eigenständigkeit und Selbstbezüglichkeit
der Akteurinnen und Akteure? Wie kann es einer gegenläufigen Zentripetalkraft ge-
lingen, wieder so viel Kohäsion zu erzeugen, dass der Gesamtzusammenhang nicht
verloren geht? Die gängigen Erklärungen lauten: über Bürokratie und über den
Markt. Beide Steuerungsformen habe ich versucht zu beschreiben und habe dabei
direkte Steuerungsformen über Normen und Ressourcenvergabe ebenso einbezogen
wie modernere, indirekte Formen der Steuerung über Anreize, Verhandlungen und
Kontextsteuerung. Doch wurden neben den unzweifelhaften Verdiensten dieser Art
von Regulierung auch deren Grenzen offensichtlich. Gerade im Bildungssystem hat
eine gewisse Form von Nicht-Regierbarkeit System und erklärt sich aus der spezifi-
schen Beschaffenheit pädagogischer Organisation, die sich sowohl bürokratischer
Steuerung als auch marktwirtschaftlicher Handlungslogik weitgehend entzieht. Die
Systemtheorie erklärt nachvollziehbar, aus welchen Quellen der Selbstbezüglichkeit
sich die Steuerungsschwierigkeit speist. Akteurstheoretische Ansätze dagegen analy-
sieren, welche Strukturen bestehen, um Koordination und Verkoppelung gleichwohl
zu gewährleisten. Unklar bleibt jedoch, auf welchen kommunikativen Wegen und
auf welcher Grundlage Handlungskoordination über Grenzen sozialer Systeme hin-
weg gelingen kann.

Wie also ist erklärlich, dass z. B. in Deutschland berufliche Bildung gleichwohl seit
Jahrhunderten recht gut funktioniert und die beteiligten Organisationen und Perso-
nen immer wieder koordinierend zueinander finden? An dieser Stelle schließt sich
der Kreis, den ich mit dem Eingangszitat aus Goethes Faust geöffnet hatte. Um zu
erklären, was die Welt der beruflichen Bildung im „Innersten zusammenhält“ ist tat-
sächlich ein wenig „Magie“ vonnöten.

Ich behaupte: Die berufliche Bildung funktioniert als soziales System dann, wenn es
ihr gelingt, im Inneren Vertrauen zur Grundlage von Verhandlungen und Handeln
werden zu lassen. Vertrauen ist dazu geeignet, Lücken in der Interessenabstimmung
und Handlungslogik zu überbrücken. Es trägt zur Entstehung einer eigenen Logik
des Handelns bei, in der Vertrauen erwidert und erhalten werden will. Und über die
Zeit hinweg erweitert sich das Vertrauensverhältnis zwischen Personen in institutio-
nelle Zusammenhänge hinein, sodass z. B. Institutionen oder Zertifikaten Vertrauen
entgegengebracht werden kann.

Während Vertrauen Koordination ins Innere der beruflichen Bildung ermöglicht, ist
gleichzeitig eine Abgrenzung nach außen, die Konstruktion von Einzigartigkeit not-
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wendig, um berufliche Bildung als eigenen gesellschaftlichen Bereich zu konstituie-
ren. Diese Abgrenzung (und häufig genug: Ausgrenzung) gegenüber ungelernter Ar-
beit oder auch akademischer Arbeit geschieht im Medium der Ehre. Historisch
gewachsen als Möglichkeit der Distinktion von ungelernter Arbeit einerseits und
Adel andererseits bietet die Berufsehre die Möglichkeit, sich als der beruflichen Bil-
dung zugehörig zu definieren und eine eigene Identität aufzubauen.

Eine solche Berufsehre ist ein Garant für Erwartungssicherheit z. B. bezüglich Quali-
tät von Arbeit, Standards der Ausbildung, der Arbeitsbeziehungen und der Entloh-
nung. Sie sichert Zusammenhalt nach innen und Abgrenzung nach außen. Sie
schafft die Grundlage für „Beruflichkeit“ und festigt Identität. Die „innere Ehre“
bzw. der „innere Beruf“ setzt Maßstäbe für die angemessene Erfüllung von Aufga-
ben, die „äußere Ehre“ oder der „äußere Beruf“ macht die Zugehörigkeit symbolisch
sichtbar.

Reflexionsfragen
Wenn hier nun kommunikativ begründete Haltungen wie Vertrauen oder Ehre als
Steuerungsinstrument vorgeschlagen werden – wie könnten sich diese wiederum
steuern lassen? Ist es vorstellbar, z. B. „Vertrauen“ über Steuerung zu erzeugen
oder zumindest zu begünstigen? Wie könnte man das anstellen?
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